
Ich danke dem Abgeordneten Zschornack. Es spricht jetzt 
Dr. Dorendorf von der CDU/DA-Fraktion.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Got t s cha l l :

Dr. Dorendorf für die Fraktion CDU/DA:

Herr Präsident! Meine verehrten Damen und Herren! Die 
Fraktion der CDU/Demokratischer Aufbruch betrachtet das vor­
liegende Gesetz als ein ganz wesentliches Gesetz für den Schutz 
der Bevölkerung vor überhöhten Preisen. Im Zusammenhang 
mit anderen Gesetzen, zum Beispiel mit dem - salopp ausge­
drückt - Kartellgesetz, wirkt es auf dem Markt in doppelter Hin­
sicht: einmal dahingehend, daß die Unternehmen sich zu einer 
ordentlichen kalkulatorischen Tätigkeit bekennen, und zum an­
deren dahingehend, daß der Verbraucher auf Grund der freien 
Preisbildung die Möglichkeit hat, sich entsprechend seinem per­
sönlichen Einkommen zu versorgen. Ich denke dabei an so etwas 
wie Aldi.

Wir begrüßen es, daß es im Gesetz verankert ist, daß eine 
Preisregelung für eine sozial abgesicherte Lebenshaltung der 
Bevölkerung eingeräumt wird und daß auch Preisregelungen 
für die Durchsetzung ökologischer Erfordernisse möglich sind. 
Sicherlich sind da noch einige Präzisierungen erforderlich.

Wir begrüßen es auch, daß eine Preisauszeichnungspflicht
irgesehen ist. Und außerdem begrüßen wir es, daß eine Defini- 

-Win vorliegt, was unter Preismißbrauch zu verstehen ist und daß 
das Amt für Wettbewerbsschutz gegen Preismißbrauch Vorge­
hen kann.

Aber an diesen Punkt, meine Damen und Herren, gibt es eini­
ge Bedenken. Im Gesetzentwurf heißt es:

„Das Amt für Wettbewerbsschutz ermittelt auf Grund von 
Meldungen und eigenen Beobachtungen, ob Anhaltspunkte 
für einen Preismißbrauch vorliegen.“

Und in Anbetracht der Vielzahl neu entstehender Kapitalgesell­
schaften ist ja auch zunehmend die Sicherung von Monopolstel­
lungen zu beobachten, zum Beispiel im Handel. Wir hatten ja vo­
rige Woche dazu eine Aktuelle Stunde. Und hier besteht die Ge­
fahr, daß diese Monopole ein Preisdiktat ausüben und daß das 
Amt für Wettbewerbsschutz schon rein technisch nicht in der 
Lage ist, allen damit verbundenen Verdachtsmomenten für 
einen Preismißbrauch nachzugehen, geschweige eine kalkulato­
rische Überprüfung gründlich vorzunehmen. Sie sehen, daß an 
und für sich freie Preisbildung und eine zentralistische Wirt­
schaft, egal ob es VEB oder eine daraus entstandenen Kapitalge­
sellschaft ist, eben schon objektiv her sich nicht zusammenfas- 

_^n lassen.

Wenn dieses Gesetz zusammen mit dem Kartellgesetz wirk­
sam werden soll, dann ist ein Wettbewerb zwischen verschiede­
nen Unternehmen gleichen Genres erforderlich. Und ich möchte 
hier eindeutig und klar sagen: Den besten Schutz gegen Preis­
mißbrauch kann nicht ein noch so gutes Gesetz geben. Den be­
sten Schutz gibt das freie Wechselspiel der Kräfte auf dem 
Markt.

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

Lassen Sie mich das an zwei Beispielen begründen:

Erstens: Durch den Wettbewerb oder sagen wir, durch die 
Konkurrenz sind die Unternehmen gezwungen, kostengünstig 
zu kalkulieren, um Absatzchancen für ihre Produkte zu haben. 
Und kostengünstige Kalkulation wird eben auch nur ermöglicht, 
wenn eine hohe Effizienz in der betrieblichen Arbeit vorliegt. 
Und hier wird eben ein Unternehmen gezwungen, 
kostengünstig zu arbeiten, rationell zu arbeiten, um auf dem 
Markt zu bestehen. Und damit gehen die Preise nach unten. Der 
Wettbewerb zwingt dazu.

Zweitens: Der Wettbewerb zwingt die Unternehmen, sich in 
ihren Produkten im Gebrauchswert marktgerecht zu verhalten.

Das heißt, jede unsinnige Produktion geht zu Lasten der Unter­
nehmen. Wenn ich keinen Absatz habe, produziere ich das nicht.

Der Wettbewerb, die Konkurenz der Unternehmen muß gesi­
chert werden. Deshalb kann dieser vorliegende Gesetzentwurf 
nur im Zusammenhang mit dem Kartellgesetz gesehen werden. 
Wenn ich den Wettbewerb nicht habe, dann geht nichts. Es nützt 
uns nichts, wenn wir Monopole zulassen und dann im nachhin­
ein prüfen, ob diese Preisdisziplin üben. Nein, zuerst muß über 
das Kartellgesetz gesichert werden, daß eine wirtschaftliche 
Machtstellung dieser Unternehmen ausgeschlossen wird und 
ein Wettbewerb möglich ist, der ein Preisdiktat ausschließt und 
dann die Anwendung dieses Gesetzes auf Einzelfälle beschränkt 
bleiben kann.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich 
zum Schluß meiner Ausführungen auch ein paar Worte des Opti­
mismus verlieren. Lieber Abgeordneter Haschke von der DSU, 
ich kann nicht ganz mit Ihnen mitgehen. Wenn es uns gelingt, 
wirklich den Wettbewerb zwischen den Unternehmen in Gang 
zu setzen, vor allem auch im Handel - das ist ganz, ganz wichtig -, 
dann sehe ich auch große Chancen für die Betriebe der DDR. Das 
freie Spiel der Kräfte, die freie Preisbildung eröffnen vielen 
DDR-Betrieben große Chancen, wenn sie mit Phantasie, mit 
Kreativität und Einfallsreichtum sich diesem Wettbewerb stel­
len, und mein Vorredner von der Bauernpartei hat auch ziemlich 
eindeutig zum Ausdruck gebracht, daß dieser Wille da ist. Ich 
möchte deshalb uns, allen Menschen im Lande auch sagen, daß 
wir das Herz ganz fest in beide Hände nehmen, kreativ sind. Wir 
haben eine Chance, auch wirtschaftlich voranzukommen. Nut­
zen wir diese Chance und lassen uns vor allem nicht Angst ma­
chen! - Schönen Dank!

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich danke den Abgeordneten Dorendorf und rufe jetzt als letz­
ten Redner Abgeordneten Dr. Alfred Förster von der Fraktion 
der SPD auf. '

Dr. Förster für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Eine freie Preisbil­
dung für Produkte und Leistungen ist ein unverzichtbarer Be­
standteil einer Marktwirtschaft, auch einer sozialen und ökolo­
gisch orientierten, die ja bekanntlich Kernstück des wirtschafts­
politischen Programms der Sozialdemokratischen Partei ist. Wir 
haben deshalb gegen jede Preisbindung und Reglementierung ein 
gesundes Maß an Mißtrauen, also auch gegen dieses Gesetz; denn 
jede Preisregelung greift in das Marktgeschehen ein, und möge 
sie noch so gut gedacht sein, so hat sie doch - wie die meisten Me­
dikamente - unerwünschte Nebenwirkungen. Das können wir 
nach 45 Jahren Preisregulierung durchaus sagen. Die ach so sozia­
len Mieten sind mitverantwortlich für den Verfall unserer Städte.

(Beifall)

Die ach so sozial niedrigen Preise für Wasser und Energie haben bei 
uns zu Heizsystemen und zu Verbrauchergewohnheiten geführt, 
die uns zu den Spitzenreitern des Pro-Kopf-Energieverbrauchs und 
zu Weltrekordlern in der Umweltverschmutzung gemacht haben.

(Beifall)

Und, meine Damen und Herren, die ach so sozialen Brotpreise 
haben auch manche Schweine fett werden lassen.

(Jawohl! - Beifall)

Preisregulierungen durch Subventionen führen nicht nur zu 
Verschwendung, sondern bei offenen Grenzen zur Ausplünde­
rung des Landes und zu seiner Schädigung in Millionenhöhe. 
Das haben wir seit dem 9. November verstärkt erlebt.

(Schwacher Beifall)
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